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UNO Organisation der Vereinten Nationen

BoB Bundesgesetz Uber das 6ffentliche Beschaffungswesen

WTO Welthandelsorganisation

SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

NGO Nichtregierungsorganisation

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

DEZA Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

1ZA Internationale Zusammenarbeit

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

MoU Memorandum of Understanding (Absichtserklarung)

APD Offentliche Entwicklungshilfe im Verhéltnis zum
Bruttonationaleinkommen (BNE)

ONU Organisation des Nations unies

LMP Loi fédérale sur les marchés publics

OMC Organisation mondiale du commerce

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

ONG Organisation non gouvernementale

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

bDC Direction du développement et de la coopération

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

Cl coopération internationale

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

MoU Memorandum of Understanding (Protocole d’entente)

APD Aide publique au développement par rapport au revenu national brut

(RNB)
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Am 20. Oktober 2022 reiste Bundesprasident Cassis in die Ukraine, um sich mit
Prasident Selenskyj zu treffen. Die Reise war aufgrund von Sicherheitsbedenken im
Geheimen organisiert worden, trotzdem berichtete der Blick bereits vor Cassis Ankunft
Uber den Besuch. Das EDA zeigte sich in der Folge ausserst verargert Uber diese
Indiskretion. Dadurch sei die Sicherheit der Delegation gefédhrdet worden, so ein
Sprecher des Departements. Begleitet wurde der Aussenminister von Nationalratin
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) und Standerat Matthias Zopfi (gp, GL). Es war der
zweite Besuch einer hochrangigen Schweizer Delegation seit dem Kriegsausbruch,
nachdem Nationalratsprésidentin Iréne Kélin (gp, AG) im April des gleichen Jahres nach
Kiew gereist war. Fur Aussenminister Cassis war es bereits die zweite Amtsreise in die
Ukraine, eine erste hatte er 2021 vorgenommen. Am Treffen nahmen auch der
ukrainische Premierminister Denys Schmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba teil.
Die Gespréache fokussierten auf die aktuelle Kriegssituation, die humanitaren
Bedurfnisse der Ukraine sowie die Vorbereitungsarbeiten fir den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan des Landes. Im Rahmen der Ukraine Recovery Conference, die im Juli
2022 in Lugano stattgefunden hatte, hatte die Schweiz an der Erarbeitung des
Wiederaufbauplans mitgewirkt. Cassis tauschte sich mit seinem ukrainischen Pendant
Schmyhal Uber die Umsetzung der an der Konferenz angestossenen Massnahmen aus.
Gegenulber den Medien unterstrich der Bundesprasident die Solidaritat der Schweiz mit
der ukrainischen Bevdlkerung und kritisierte Russlands Verletzung der territorialen
Integritat der Ukraine. Im Rahmen des Treffens unterzeichneten die beiden Parteien ein
MoU zur digitalen Transformation und zwei Absichtserklarungen zur Zusammenarbeit in
den Bereichen «vermisste Personen» und «Forensik».

In der Schweiz wurde die Amtsreise von Cassis insgesamt positiv aufgenommen. APK-
NR-Président Franz Gruter (svp, LU) erachtete den Besuch als ein gutes Zeichen, stellte
aber die Frage in den Raum, «was er damit erreichen will». Ein Schutzmachtmandat der
Schweiz zwischen der Ukraine und Russland hatte der SVP-Aussenpolitiker begrisst, fur
Gesprache Uber den Wiederaufbau des Landes sei es aber noch zu frih, wie er CH
Media mitteilte. Mitte-Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte, BL) fand es hingegen
wichtig, dass Cassis ein Follow-up der Ukraine-Konferenz durchgefihrt habe.

Im Anschluss an den Staatsbesuch in der Ukraine reiste Cassis weiter nach Moldawien,
um in ChillinOu mit Prasidentin Maia Sandu Uber die Konsequenzen des Kriegs auf ihr
Land und dessen humanitére Lage zu sprechen.’

Gute Dienste

Im November 2020 erdffnete Bundesrat Cassis die Afghanistan-Konferenz in Genf,
welche von der UNO und der afghanischen Regierung organisiert wurde. Die
Veranstaltung diente der Diskussion von Moglichkeiten, um die Stabilitat in Afghanistan
zu starken. In seiner Eroffnungsrede lobte Cassis die Wahlpartizipation in Afghanistan,
trotz des blutigen Kriegs, und forderte eine politische Losung des Konflikts. Die Schweiz
setzt sich seit 2002 fur die Forderung der Menschenrechte, die Stérkung des
Rechtsstaats, die Verbesserung der Grundbildung, die landwirtschaftliche Entwicklung
und die nachhaltige Nutzung von Ressourcen in Afghanistan ein. Von 2017 bis 2020
wendete sie dafur jahrlich etwa CHF 26 Mio. auf. Cassis nutzte seine Anwesenheit an
der Konferenz zudem fur mehrere bilaterale Gesprache, unter anderem mit dem
afghanischen Prasidenten Ashraf Gani und dem afghanischen Aussenminister
Salahuddin Rabbani sowie mit dem deutschen Aussenminister Heiko Maas. ?

Im September 2021 nahm Bundesrat Cassis an der Afghanistan Konferenz der UNO teil,
an der die Situation in Afghanistan nach der Machtibernahme durch die Taliban
besprochen wurde. Das Ziel der Konferenz bestand darin, auf die grosse humanitare
Krise aufmerksam zu machen und die finanzielle Soforthilfe zu sichern. Bundesrat
Cassis kindigte eine Erhdhung der Mittel flr humanitére Hilfe um CHF 33 Mio. an,
womit sich die Schweizer Hilfe bis Ende 2022 auf rund CHF 60 Mio. belaufen werde.
Cassis erinnerte aber auch daran, dass finanzielle Hilfe alleine nicht ausreiche, und
forderte die Taliban auf, internationalen Organisationen und NGOs uneingeschrankten
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Zugang zur Bevolkerung zu erméglichen. Auch die Achtung der Menschenrechte und der
Minderheitenschutz mussten garantiert werden. Aussenminister Cassis traf sich im
Rahmen der Konferenz unter anderem mit UNO-Generalsekretér Anténio Guterres, um
sich  Uber die humanitéare Soforthilfe und die zuklnftige internationale
Entwicklungskooperation in Afghanistan zu unterhalten. °

Entwicklungspolitik

Le 28 septembre 2018, le Conseil national a adopté le postulat <xUNRWA. Bilan et
perspectives aprés 70 ans», déposé par Philippe Nantermod (plr, VS). Par son
intervention, le conseiller national valaisan invite le Conseil fédéral a se pencher sur le
développement historique de I'UNRWA au Proche-Orient, sur les relations qu'entretien
la Suisse avec l'organisation ceuvrant pour les personnes réfugiées de Palestine -
notamment sous l'angle des contributions d'aide publique au développement versées
par la Confédération -, ainsi que sur les accusations d'antisémitisme, d'incitation au
terrorisme ou de discrimination positive auxquelles I'organisme des Nations Unies est
régulierement confronté.

Au mois de mai 2018, le conseiller fédéral Ignazio Cassis avait laissé entrevoir certaines
critiques quant a I'action de I'agence onusienne, considérée alors comme un obstacle a
la paix au Proche-Orient. «Tant que les Palestiniens vivront dans des camps de réfugiés,
ils caresseront le réve de rentrer un jour dans leur patrie», confiait le chef du DFAE a la
NZZ. Le Conseil fédéral s'est néanmoins prononcé en faveur de |'acceptation du
postulat Nantermod, tout en rappelant I'importance de 'UNRWA «pour la stabilité dans
la région et la lutte contre la radicalisation». *

Der Standerat setzte sich in der Herbstsession 2020 als Zweitrat mit der Strategie der
I1ZA 2021-2024, welche im Nationalrat zu heftigen Diskussionen gefuhrt hatte,
auseinander. Damian Mdller (fdp, LU) teilte dem Standerat im Namen der APK-SR mit,
dass die Kommission die Strategie parallel zur Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL; Mo.
18.4129) beraten habe, da diese zu einem Grossteil durch eben diese IZA-Strategie
erflllt worden sei. Mdller lobte im Namen der Kommission die Strategie und
insbesondere den Mut des Bundesrats, die Entwicklungshilfe geografisch auf 35 statt 46
Staaten zu konzentrieren. Durch diese Fokussierung und die drei Kriterien der Strategie
(«Bedurfnisse der Bevolkerung», «Mehrwert der Schweizer [ZA», <«Schweizer
Interessen») sei es der Schweiz méglich, sich in Gebieten einzubringen, wo sie wirklich
einen Beitrag leisten konne. Auch die Kooperation mit dem Privatsektor, die in den
Augen der Kommission «Neuland» darstelle, wurde positiv aufgenommen. Der vom
Bundesrat veranschlagte Gesamtbetrag von CHF 11.25 Mia. habe in der Kommission fur
Diskussionen gesorgt. Standerat Muller verkindete aber, dass die Kommission
schliesslich mit klarer Mehrheit dem Bundesrat gefolgt sei und zwei Antrage auf
Krediterndhungen abgelehnt habe. Darlber hinaus fand auch der vom Nationalrat
entwickelte Artikel 2a, der den jahrlichen Betrag der Rahmenkredite von der
wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbau der Covid-19-Schulden abhangig machen
wollte, keine Mehrheit in der Kommission. Die APK-SR empfahl vielmehr, dem
Bundesrat zu folgen und die vier Bundesbeschlisse in der Form des bundesréatlichen
Entwurfs gutzuheissen. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) schlug einen Artikel vor,
mit dem der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die APD-Quote bis 2030 auf 0.7
Prozent anzuheben. Sommaruga wies die Ratsmitglieder darauf hin, dass zahlreiche
andere europaische Lander diese 0.7 Prozent bereits erreichten, wahrend die Schweiz
selbst nicht einmal die vom Parlament festgesetzten 0.5 Prozent erfille. Bundesrat
Cassis sprach sich kurz darauf gegen den Minderheitsantrag Sommaruga aus, weil eine
derartige Mittelerndhung angesichts der jlungsten Entwicklung der Bundesfinanzen
nicht sinnvoll wére. Er merkte jedoch an, dass das Parlament bei der jahrlichen
Budgeterstellung eine Anpassung vornehmen kdénne, wenn das gewlnscht werde. Der
Bundesrat lehne zudem den vom Nationalrat eingebrachten Artikel 2a ab. Der Standerat
lehnte schliesslich den Minderheitsantrag Sommaruga deutlich ab, wollte auch vom
nationalratlichen Vorschlag nichts wissen und folgte der Vorlage des Bundesrats.
Weitere Minderheitsantrage von funf SP-Standeradtinnen bzw. -Stdnderaten, welche
mehr Geld in unterschiedlichen Bereichen der IZA forderten blieben mit 19 zu 14
Stimmen ebenfalls chancenlos. Durch die Ablehnung von Artikel 2a schuf er eine
Differenz zum Nationalrat, weshalb das Geschéft erneut in den grossen Rat ging. °
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In der Wintersession 2020 beriet der Standerat die Motion der APK-SR, mit der diese
Schweizer Anbietende bei der Umsetzung der Strategie der internationalen
Zusammenarbeit prioritar beriicksichtigen wollte. Bei der Vergabe von Mandaten in der
IZA sollten in Zukunft bei ausreichender Erfahrung und Kompetenz Schweizer
Anbieterinnen und Anbieter bevorzugt werden, forderte die Kommission.
Kommissionssprecher Benedikt Wirth (cvp, SG) argumentierte, dass Schweizer
Anbietende aufgrund des drohenden Reputationsverlusts im Inland ein hoheres
Interesse hatten, Projekte fehlerfrei durchzufiihren. Zudem verflige die DEZA in diesen
Fallen Uber bessere Austauschmoglichkeiten. Die Unterstellung unter das WTO-
Submissionsrecht sei nicht verpflichtend, weshalb die Kommission die derzeigt
geltende einseitige Marktoffnung der Schweiz hinterfrage. Man musse sich auch
Uberlegen, ob alle Projekte flr eine offentliche Ausschreibung geeignet seien,
schliesslich seien Entwicklungsprojekte «nicht eine Bauleistung», meinte Wurth. Dass
die Forderung der Motion nicht der geltenden Rechtslage entsprach, wie der Bundesrat
in seiner Stellungnahme festgehalten hatte, wollte die Kommission nicht auf sich
beruhen lassen. Das B6B kénne im Hinblick auf die nachste IZA-Botschaft revidiert
werden, betonte Wurth. Eine solche Revision ware angesichts der grossen
Beschaffungsvolumen auch nicht unverhaltnismassig, so die Einschatzung des
Kommissionssprechers. Dass die Schweiz als eines von wenigen Landern die IZA den
WTO-Richtlinien unterstellt, sei paradox, da es sich die WTO ja gerade zum Ziel setze
«gleich lange Spiesse unter den Mitgliedslandern zu garantieren». Der anwesende
Aussenminister Cassis wies darauf hin, dass die angesprochenen Mandatsgelder unter
den geltenden Bestimmungen des Beschaffungswesens bereits zu zwei Dritteln an
Schweizer NGOs fléssen. Er betonte, dass der Bundesrat eine erneute Revision des
Beschaffungsrechts ablehne. Das bestehende Wettbewerbsverfahren stelle sicher, dass
die Steuergelder effizient und wirksam eingesetzt wurden. Die Argumente von
Standerat Wirth schienen bei den Ratsmitgliedern jedoch besser zu verfangen, nahmen
sie die Motion doch mit 24 zu 12 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. ®

Der Nationalrat nahm sich in der Sommersession 2021 als Zweitrat der Motion der APK-
SR an. Diese forderte den Bundesrat dazu auf, Schweizer Anbietende bei der
Umsetzung der Strategie der internationalen Zusammenarbeit prioritir zu
beriicksichtigen. Im Vorfeld der Session hatte sich die APK-NR ihrer
Schwesterkommission angeschlossen und die Annahme der Motion beantragt. Eine
Kommissionsminderheit Fischer (glp, LU) hatte sich jedoch fir die Ablehnung der
Motion eingesetzt, da sie durch die Umsetzung der Motion eine Einschrénkung des
Wettbewerbs und damit einhergehend einen Qualitatsverlust beflrchtete.

Obwohl der Bundesrat gewarnt hatte, dass zur Umsetzung der Motion eine Anderung
des BoB notig ware, gab sich die APK-NR-Mehrheit in der Ratsdebatte unbeirrt. Dies sei
kein Hinderungsgrund, machte Kommissionssprecher Fabian Molina (sp, ZH) die
Mehrheitsposition deutlich. Dass die Schweiz solche Auftrage nach WTO-Recht
ausschreibe, fihre zu einem Wettbewerbsnachteil fir Schweizer NGOs, den es zu
beseitigen gelte. Roland Fischer dusserte sich im Namen der Minderheit und flihrte aus,
dass Wettbewerb nicht nur Innovation férdere, sondern auch zu einem optimalen
Kosten-Nutzen-Verhéltnis fuhre. Er warnte, dass der Wettbewerb im IZA-Bereich bei
einer Annahme der Motion verfalscht werden kénnte. Schweizer Anbietende hatten
spezifisches Know-how und Erfahrung und bréduchten daher keinen Protektionismus, so
Fischer. Bundesrat Cassis erklarte, dass in der Periode 2017-2020 bereits 70 Prozent
der Gelder aus Wettbewerbsverfahren an Schweizer NGOs geflossen seien. Fur den
Bundesrat sei die Qualitat des Angebots wichtiger als die Herkunft der Anbietenden.
Cassis fuhrte Uberdies aus, dass man dem Anliegen der Motion ohne Annahme
derselben nachkommen kénne: Einerseits habe der Bundesrat seit Anfang 2021 mehr
Handlungsspielraum, da im revidierten Bo6B Qualitdts-, Innovations- und
Nachhaltigkeitsaspekte relativ zum Preis stérker gewichtet werden kénnten. Ausserdem
sei es nun moglich, Fachwissen, auf das Schweizer Anbietende spezialisiert sind, fur die
Vergabe vorauszusetzen. Eine starre Vergabe von 100 Prozent der Beitrage an Schweizer
Anbieterinnen und Anbieter sei jedoch weder im Interesse der Schweiz noch in jenem
der zu unterstutzenden Lander. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 100
zu 87 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entgegen des Vorschlags der vorberatenden
Kommission ab. Die Nein-Stimmen stammten mehrheitlich von den Fraktionen der SVP,
der FDP und der GLP.”
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In der Frihjahrssession 2022 beschéaftigte sich der Nationalrat mit der Motion der
APK-NR fiir einen Beitrag der Schweiz zu Stabilitat und Frieden in Afghanistan. Fabian
Molina (sp, ZH) erklarte im Namen der Kommission, dass man im Sinne der humanitéren
Tradition der Schweiz zwei Schwerpunkte festgelegt habe. Einerseits solle der
Bundesrat in Kooperation mit allen beteiligten Parteien die Menschenrechte und
Stabilitat in der Region starken. Dafur musse der Umgang der Staatengemeinschaft -
insbesondere der Bretton-Woods-Institutionen - mit Afghanistan geklart werden.
Andererseits solle der Bundesrat dem Parlament sofern notwendig einen
Nachtragskredit fur humanitare Hilfe unterbreiten. Der Umfang dieses Kredits misse
sich am jahrlichen Volumen fur die Hilfe in Syrien orientieren, fir welche die Schweiz in
den letzten zehn Jahren CHF 520 Mio. ausgegeben habe. Molina lobte das grosse
Engagement von Bundesrat und Bundesverwaltung und wurdigte die CHF 23 Mio., die
der Bundesrat dem Parlament im September 2021 fur die humanitare Hilfe in
Afghanistan beantragt hatte. Dieser Betrag sei im Nachtrag Il bewilligt worden, jedoch
habe sich die Situation in Afghanistan noch nicht gebessert, weshalb die humanitare
Hilfe in den Augen der Kommission nicht nur fortgefuhrt, sondern ausgebaut werden
musste. Aussenminister Cassis teilte mit, dass der Bundesrat die Ziele der Motion
uneingeschrénkt teile, diese aber als erreicht erachte und daher die Ablehnung der
Motion beantrage. Die angesprochenen CHF 23 Mio. seien durch interne
Umprogrammierungen um weitere CHF 10 Mio. aufgestockt worden, zusatzlich zu den
CHF 27 Mio., die regular im jahrlichen Budget fur Afghanistan vorgesehen seien. Man
stehe auch im Austausch mit Vertretern der Taliban, jedoch ohne deren Regime
anzuerkennen oder zu legitimieren. Die Schweiz habe dieses Treffen genutzt, um ihre
Besorgnis Uber die Gewalt an der Zivilgesellschaft auszudrtcken. Die grosse Kammer
nahm die Motion gegen den Wunsch des Bundesrats mit 112 zu 55 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) an. Die SVP sowie einige Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion sprachen
sich dagegen aus. ®

In der Sommersession 2022 befasste sich der Stdnderat mit der Motion der APK-NR fiir
einen Beitrag der Schweiz zu Stabilitat und Frieden in Afghanistan. I|hre
Schwesterkommission, die APK-SR, hatte diese in der Vorberatung deutlich abgelehnt.
Eine Kommissionsmehrheit hatte den Standpunkt vertreten, dass es am Bundesrat und
nicht am Parlament liege, die Prioritdten der humanitaren Hilfe festzulegen. Das
Instrument der Motion solle nicht genutzt werden, um den Bundesrat zur Umsetzung
weiterer Massnahmen im Bereich der Entwicklungshilfe zu verpflichten.
Kommissionsprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) erkléarte, dass man die Entwicklung der
Menschenrechts- und Sicherheitslage in Afghanistan zwar mit Besorgnis verfolge, die
Schweiz in diesen Bereichen aber bereits tatig sei. Die Motion enthalte zwei
Forderungen: die Intensivierung der guten Dienste sowie einen Nachtragskredit fur die
humanitare Hilfe in der Region. Bischof hielt fest, dass die Schweiz ihr Engagement seit
Eingabe der Motion bereits verstarkt habe, unter anderem habe man an verschiedenen
Konferenzen teilgenommen, mit Vertretern des Taliban-Regimes gesprochen und
menschenrechtliche Forderungen gestellt. Auch der zweiten Forderung nach einem
Nachtragskredit sei der Bundesrat im September 2021 nachgekommen, zudem habe
Bundesprasident Ignazio Cassis im Marz 2022 zusatzliche CHF 30 Mio. flr das aktuelle
Kalenderjahr in Aussicht gestellt.

Cassis erinnerte die Parlamentarier und Parlamentarierinnen daran, dass eine Krise die
andere nicht verdrange und der Krieg in der Ukraine die Situation in Afghanistan
aufgrund von Lebensmittelknappheiten sogar noch zuspitzen kénnte. Der Bundesrat
behalte daher die Situation in Afghanistan im Auge und prife laufend, wie sich die
Schweiz einbringen kénne. Die Forderungen der Motion erachtete er jedoch als erfullt
und bat daher um deren Ablehnung.

Die kleine Kammer folgte der Empfehlung ihrer Kommission und lehnte den Vorstoss
stillschweigend ab. ?

Carlo Sommaruga (sp, GE) forderte im Juni 2022 in einer Motion die Starkung des
Privatsektors in den Schwerpunktlandern der internationalen Zusammenarbeit der
Schweiz. Der Bundesrat solle in der neuen Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2025-2028 die Foérderung und Unterstitzung des lokalen
Privatsektors in den Partnerlandern priorisieren. Sommaruga wdinschte sich
insbesondere einen Fokus auf die Schaffung von mehr menschenwirdigen
Arbeitsplatzen, was bereits einer der vier thematischen Schwerpunkte der IZA-Strategie
2021-2024 gewesen sei. Durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen kénne man
Privatinitiativen féordern und zu einer verantwortungsvollen Verwaltung offentlicher

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
SAMUEL BERNET

Mittel beitragen, womit wiederum die Stabilitdt und die wirtschaftliche Gouvernanz
gestarkt wirden. Die Festigung des lokalen Privatsektors kénne zudem zu den anderen
thematischen Schwerpunkten der IZA beitragen, beispielsweise der Bekdmpfung des
Klimawandels, der Verringerung irregularer Migration und der nachhaltigen
Bewirtschaftung von naturlichen Ressourcen. In seiner Stellungnahme kindigte der
Bundesrat an, im ersten Halbjahr 2023 die Vernehmlassung zur Botschaft Uber die IZA-
Strategie 2025-2028 zu erdoffnen. Da die Forderung und Unterstlitzung des lokalen
Privatsektors bei der Erarbeitung der Botschaft berlcksichtigt wirden, beantragte er
die Annahme der Motion.

In der Herbstsession 2022 zeigte Aussenminister Cassis der kleinen Kammer auf, dass
die DEZA und das SECO konkret dazu beitragen wirden, im Rahmen der IZA die
Rahmenbedingungen fiir lokale Unternehmen zu verbessern. Uber die Stiftung SIFEM -
die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes - habe die Schweiz in den
letzten flnfzehn Jahren zudem bereits Gber 900'000 Arbeitsplatze geschaffen oder
erhalten. Der Stdnderat nahm die Motion in der Folge einstimmig an.

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Grundschulen

Im Sommer 2017 reichte Claude Béglé (cvp, VD) ein Postulat ein, um die Erfahrungen
der Schweiz in der Grund- und Berufsbildung bei den drmsten Liandern der Welt
bekanntzumachen. Es sei ihm bewusst, dass das Schweizer System in den
Entwicklungslandern nicht eins zu eins ubernommen werden kénne. Der Bundesrat
solle jedoch prifen, wie das Bildungssystem in diesen Landern angepasst werden
musste, damit die dort lebenden Talente besser ausgeschopft werden kénnten, womit
letztlich die wirtschaftliche Selbstdndigkeit dieser Lander gefdordert werden kénne.
Bundesrat Cassis flhrte in der Nationalratsdebatte Mitte Méarz 2018 aus, dass die Deza
bereits eine Studie in Auftrag gegeben habe, die Aufschluss dartber geben solle, ob
sich Investitionen in die Grundbildung in Entwicklungsléander lohnen wiirden oder nicht.
Daher brauche es das Postulat nicht unbedingt. Um die eingeschlagene Richtung zu
bekréftigen, empfehle der Bundesrat das Postulat dennoch zur Annahme. Der
Nationalrat lehnte das Postulat jedoch mit 106 zu 84 Stimmen (1 Enthaltung) ab. "
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